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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Kleine Anfrage Nr. 252 der Fraktion der SPD 
- Nr. 3205 der Drucksachen - Entschädigung 
für Kriegsgefangenenarbeit 

Es ist bekannt, daß seit längerer Zeit Bestrebungen seitens des 
Verbandes der Heimkehrer, Kriegsgefangenen- und Vermißten- 
Angehörigen Deutschlands e. V. in München vorhanden sind, die 
das Ziel verfolgen, die Entschädigung der in der Gefangenschaft 
geleisteten Arbeit gesetzlich zu regeln. Diese Absicht wurde bei 
verschiedenen Gelegenheiten bekanntgegeben. Verhandlungen über 
den Gegenstand haben noch nicht stattgefunden. Ebenso wurde 
von seiten der Bundesregierung keine Befragung von Heimkehrern 
in diesem Zusammenhang durchgeführt. Einzelne untere Verbands- 
stufen des Heimkehrerverbandes haben bei den Mitgliedern mittels 
Formblättern Rückfragen gehalten, um auf dieser Grundlage einen 
Vorschlag zur Regelung der Frage unterbreiten zu können. Der 
Bundesvorstand hat aber diese Aktionen mißbilligt und Anweisung 
zur Einstellung gegeben. Vom Bundesvorstand wurde bisher kein 
Vorsdilag in dieser Angelegenheit eingereicht. Zu den Fragen 
wird wie folgt Stellung genommen: 

1. Von keiner Stelle der Bundesregierung wurden in dieser Ange- 
legenheit Verhandlungen geführt. 

2. über den möglichen Umfang der Entschädigungsansprüdie liegen 
bisher keinerlei Unterlagen vor. 


Dr. Lukaschek 
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